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1 Die wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pandemie für den Mittelstand 

Im internationalen Maßstab löste COVID-19 die schwerste globale Wirtschafts-
krise seit vielen Jahrzehnten aus, die Weltbank (2022) sprach sogar von der 
größten globalen Wirtschaftskrise seit mehr als einem Jahrhundert. In Deutsch-
land sank das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt 2020 um 5,0 % (vgl. Destatis 
2021), im zweiten Quartal 2020 sogar um 9,7 % (vgl. Destatis 2020). Dieser 
Einbruch traf den Mittelstand überproportional stark, insbesondere durch Be-
triebsschließungen und Lieferkettenunterbrechungen. Dies trug dazu bei, dass 
sich der Mittelstand bis Ende 2021 weniger gut erholt hatte als Großunterneh-
men (vgl. Rieger-Fels et al. 2022). Vor allem Kleinst- und Kleinunternehmen ver-
zeichneten tendenziell stärkere Einbußen bei Umsatz, Gewinn und Liquidität als 
größere Unternehmen (vgl. Rieger-Fels et al. 2022). Zudem ging von der Pan-
demie ein Anpassungsdruck auf Geschäftsmodelle, Prozesse und Organisation 
aus, der kurzfristig sehr belastend für mittelständische Unternehmen war (vgl. 
Brink et al. 2021). Das gewerbliche Existenzgründungsgeschehen konsolidierte 
sich nach dem Abschwung 2020 bereits im Lauf des Jahres 2021 zunehmend 
und erreichte zum Jahresende 2021 das Vorpandemieniveau, allerdings mit 
deutlichen Branchenunterschieden: In Bereichen, die weiterhin Kontaktbe-
schränkungen unterlagen (bspw. Kunst und Unterhaltung), blieb die Anzahl der 
Gründungen gering. Deutliche Zuwächse waren bei den unternehmensnahen 
Dienstleistungen und insbesondere in den Bereichen Information und Kommu-
nikation zu verzeichnen (vgl. Kranzusch/Kay 2022).  

Diese ökonomischen Verwerfungen waren in allererster Linie auf die Pandemie 
selbst zurückzuführen und nicht auf die antipandemischen Maßnahmen. So war 
laut Goolsbee/Syverson (2021) der starke Rückgang des Kundenverkehrs um 
60 Prozentpunkte im Jahre 2020 nur zu einem ganz geringen Teil auf Schlie-
ßungsregeln zurückzuführen (7 Prozentpunkte), sondern stattdessen u.a. auf 
einen freiwilligen Rückzug der Menschen aus der Öffentlichkeit. Ein von Ander-
sen et al. (2020) durchgeführter Vergleich von Schweden und Dänemark – zwei 
skandinavische Länder mit unterschiedlichen Strategien während der Pandemie 
– zeigte, dass der pandemiebedingte Nachfragerückgang in beiden Ländern 
etwa gleich groß war (Schweden 25 %; Dänemark 29 %). Es spricht vielmehr 
alles dafür, dass ein vollständiger Verzicht auf antipandemische Maßnahmen 
die gesundheitlichen und in der Folge auch wirtschaftlichen Schäden (durch Ar-
beitsausfälle, Überlastung des Gesundheitswesens und höhere freiwillige Kon-
taktvermeidung) deutlich erhöht hätte (vgl. Flaxman et al. 2020). Diese Erkennt-
nisse sind gerade im Hinblick auf den Mittelstand bedeutsam, da 
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mittelständische Unternehmen überdurchschnittlich oft in kontaktintensiven und 
lokal verankerten Märkten tätig sind. Bloße Öffnungen hätten also mitnichten zu 
einer wirtschaftlichen Normalisierung geführt und stattdessen den Mittelstand 
belastet (vgl. Welter/Wolter 2021). Das gilt erst recht für Maßnahmen wie Mas-
kenpflicht oder Impfungen, die bei – vergleichsweise geringer einschränkender 
Wirkung durch die Maßnahme selbst – die wirtschaftliche Aktivität messbar er-
höhten (vgl. Internationaler Währungsfonds 2021). 

Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass die Pandemie ursächlich für die 
ökonomischen Verwerfungen war. In einem Szenario ohne Maßnahmen wären 
die Regulierungskosten zwar geringer, die indirekten ökonomischen Kosten 
aber höchstwahrscheinlich deutlich größer gewesen. Darunter hätten speziell 
mittelständische Unternehmen, die tendenziell öfter als Großunternehmen per-
sonal- und kontaktintensiv agieren, zu leiden gehabt. 
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2 Wirksamkeit der Unterstützungsmaßnahmen aus Sicht des Mittelstan-
des 

Für den Mittelstand waren die wirtschaftlichen Maßnahmen im Grundsatz er-
folgreich, weil sie viele lebensfähige Unternehmen stabilisierten, Finanzierungs-
probleme abfederten und eine breite Schließungswelle verhinderten. Tatsäch-
lich entfiel ein Großteil der bundesweiten Hilfen auf KMU, z.B. 98 % der Zusa-
gen im KfW-Sonderprogramm und rund 56 % des bewilligten Fördervolumens 
(vgl. Welter et al. 2021).  

So wurde das im Sommer 2020 eingeführte Überbrückungsgeld v.a. von den –
von der Pandemie besonders betroffenen – Kleinst- und Kleinunternehmen ge-
nutzt (vgl. Rieger-Fels et al. 2022). Auch die Liquiditäts- und Finanzierungshilfen 
brachten den KMU eine spürbare Entlastung (vgl. Pahnke et al. 2023). Die steu-
erlichen Hilfen, und hier insbesondere die Stundung und die Vorauszahlungs-
rückerstattung, erwiesen sich als wesentlicher Beitrag zur Liquiditätssicherung 
und halfen vielen mittelständischen Unternehmen, die Akutphase zu überstehen 
(vgl. Welter et al 2021). Sie wurden von mittelständischen Unternehmen über-
durchschnittlich oft genutzt (vgl. Rieger-Fels et al. 2022). Die Insolvenzausset-
zung half besonders (kleineren) mittelständischen Unternehmen, die nur vo-
rübergehend und pandemiebedingt in die Nähe der Insolvenz gerieten (vgl. Wel-
ter et al 2021). Sie wirkte in Kombination mit den finanziellen Hilfen als Überle-
bensbrücke für grundsätzlich tragfähige Unternehmen (vgl. Welter et al 2021). 
Dabei verdrängten die gewährten Hilfen keinesfalls die Eigenanstrengungen der 
Unternehmen. Vielmehr ergänzten sie diese, wie eine Auswertung des German 
Business Panel zeigt: Unternehmen, die staatliche Hilfe in Anspruch genommen 
haben, haben mit höherer Wahrscheinlichkeit auch eigene betriebliche Maßnah-
men ergriffen (vgl. Rieger-Fels et al. 2022). 

Es kann somit konstatiert werden, dass die unternehmensbezogenen Corona-
Wirtschaftshilfen ihr kurzfristiges Stabilisierungsziel überwiegend erreicht ha-
ben. Der abrupte Liquiditäts- und Insolvenzdruck durch die Pandemie wurde 
abgefedert, und grundsätzlich überlebensfähige Unternehmen wurden gestützt. 
Zweifelsohne haben die Hilfen mitunter auch erforderliche Marktbereinigungen 
verzögert (vgl. z.B. SVR 2021; Dörr et al. 2022) und wahrscheinlich auch die 
Reallokation von Produktionsfaktoren zu wachsenden Sektoren und produktive-
ren Firmen behindert (vgl. OECD 2025). Das musste in der damaligen Situation, 
in der – gerade für den Mittelstand – schnelle und unbürokratische Hilfen not-
wendig waren, in Kauf genommen werden. Anderenfalls wäre die Hilfe auch für 
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grundsätzlich tragfähige mittelständische Unternehmen zu spät gekommen. So 
schätzt der Internationale Währungsfonds (2021), dass ohne die Maßnahmen 
rund 11 % der deutschen Firmen illiquide und insolvent geworden wären. 
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3 Zielgenauigkeit und Verhältnismäßigkeit der Unternehmenshilfen 

Zunächst ist zu hinterfragen, ob Zielgenauigkeit in der damaligen Situation über-
haupt eine sinnvolle Forderung gewesen wäre: Zielgenauigkeit ist zwangsläufig 
verbunden mit Abgrenzungsproblemen und in der Folge mit Langsamkeit und 
Bürokratie. Das wäre aber gerade in der damaligen Situation verheerend für 
viele mittelständische Unternehmen gewesen, die auf schnelle unbürokratische 
Hilfe angewiesen waren. Tatsächlich nahmen mittelständische Unternehmen 
vielfach Hilfen nicht an, weil ihnen der bürokratische Aufwand zu hoch war oder 
sie Kriterien nicht erfüllt haben (vgl. Rieger-Fels et al. 2022). Auf der anderen 
Seite gibt es Hinweise auf zu hohe Leistungen bei den November- und Dezem-
berhilfen (vgl. Bundesrechnungshof 2022).  

Tendenziell war die Zielgenauigkeit da höher, wo Hilfen z.B. an ungedeckten 
Fixkosten oder konkreten Krisenschäden anknüpften (vgl. Welter et al. 2021). 
Hilfen, die sich an Umsätzen oder Gewinnen des Vorjahres orientierten, be-
günstigten tendenziell Unternehmen mit guten Ergebnissen in der Vergangen-
heit, die u. U. eben aufgrund der positiven Vergangenheit weniger bedürftig wa-
ren. Zweifellos kam die Insolvenzaussetzung auch nicht überlebensfähigen Un-
ternehmen zugute. In der damaligen Ausnahmesituation war die Insolvenzaus-
setzung allerdings gerade für kleine mittelständische Unternehmen wichtig und 
die Stützung nicht überlebensfähiger Unternehmen daher zu rechtfertigen (vgl. 
Welter et al. 2021). Vorrangig kam es zu einem "Rückstau" bei Insolvenzen (vgl. 
Dörr et al. 2022).  

Steuerliche Hilfen haben ordnungspolitische Vorzüge, da sie die Liquidität der 
Unternehmen schonen, ohne staatliche Einnahmen dauerhaft zu senken (vgl. 
Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen 2020). Aus 
Sicht mittelständischer Unternehmen ist zudem positiv zu werten, dass sie leicht 
in Anspruch zu nehmen und zumeist nicht mit zusätzlicher Bürokratie oder Bo-
nitätsprüfungen verbunden sind.  

Im Einzelnen waren liquiditätssichernde Verfahrenserleichterungen wie Verbes-
serungen beim Verlustrücktrag und Aussetzung von Vorauszahlungen verhält-
nismäßig, wenn auch nicht immer zielgenau. In der damaligen Lage hatten aber 
Schnelligkeit und Einfachheit gerade für die Unterstützung des Mittelstandes 
Vorrang. Zudem waren die langfristigen fiskalischen Folgen gering. Es kam vor 
allem zu zeitlichen Verlagerungen (vgl. Welter et al 2021). Die degressive Ab-
schreibung war als liquiditätsschonende Maßnahme sinnvoll. Das gilt allerdings 
nicht in gleichem Maße für die damit intendierten Investitionsanreize. 
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Investitionen sind kein Selbstzweck, sie sollen den tatsächlichen Kapitalstock 
an den optimalen Kapitalstock anpassen. Bei krisenbedingter Nachfrageschwä-
che kann es daher aus Sicht der Unternehmen erforderlich sein, Investitionen 
zurückzufahren. Die temporäre Mehrwertsteuersenkung war grundsätzlich po-
sitiv, weil es aufgrund der Senkung über alle Branchen hinweg kaum Verzerrun-
gen gab. Allerdings war die Umsetzung mit bürokratischem Mehraufwand ver-
bunden. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die oftmals gescholtene „Gieß-
kanne“ speziell während der Anfangsphase der Corona-Pandemie durchaus 
Vorteile hatte (keine Abgrenzungsprobleme, weniger Bürokratie, keine Benach-
teiligung nicht geförderter Unternehmen, die möglicherweise in Konkurrenz zu 
geförderten Unternehmen stehen). Die Vollzugskosten der zentralen Hilfspro-
gramme betrugen laut Evaluierungsbericht 2,18 % der Fördersumme (vgl. Astor 
et al. 2025), was als wirtschaftlich anzusehen ist. Generell sind die Kosten in 
Anbetracht der Alternative einer Vielzahl von Schließungen grundsätzlich ge-
sunder Unternehmen als verhältnismäßig anzusehen. Die gewährten wirtschaft-
lichen Hilfen waren aus den genannten Gründen gerade auch für den Mittel-
stand wichtig. Auch gewisse Mitnahmeeffekte sprechen in einer derart extremen 
Ausnahmesituation nicht gegen die Verhältnismäßigkeit. Vorrang hatte eine 
schnelle Stabilisierung der mittelständischen Wirtschaft (vgl. Welter et al. 2021). 
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